Startschuss zur Programmdiskussion
 „Die in die Zukunft weisenden Konsequenzen, das heißt die Beseitigung von Strukturen, die solche Deformationen ermöglichten, müssen ihren Niederschlag finden im neuen Programm, im neuen Statut, in einem neuen, kritischen Umgang mit unserer eigenen Geschichte, der frei ist von Apologetik, Schönfärberei, einem Umgang, der nichts aus dieser Geschichte ausspart. Und all dies muß sichern die Trennung von Partei und Staat, die Wählbarkeit von unten nach oben, die Anerkennung unterschiedlicher Meinungen, auch innerhalb der Partei, und ihre Reflexion in den Medien und viele andere demokratische Sicherungen mehr.“
Michael Schumann, Sonderparteitag der SED, Dezember 1989
Vor zwanzig Jahren, im Herbst 1989, machte sich die SED auf, den schwierigen Weg der Erneuerung der Partei zu gehen. Die PDS brach mit dem Stalinismus als System, opponierte, regierte und diskutierte. Und sie beschloss Programme, zuletzt auf einem Parteitag 2003 in Chemnitz, in dem der demokratische Sozialismus als Ziel, Bewegung und Wertesystem verankert wurde.

Die WASG entwickelte in ihrer jungen Geschichte ein Gründungsprogramm einer Protestbewegung mit stark sozialdemokratischer und gewerkschaftlicher Prägung. Es sollten möglichst viele Menschen angesprochen werden, ohne ideologische oder weltanschauliche Hürden aufzubauen.

Bei der Vereinigung beider Parteien zur Partei DIE LINKE konnte man sich zügig auf programmatische Eckpunkte verständigen, die das Parteiprogramm der neuen Partei sind und die - einmalig in der deutschen Parteienlandschaft - ehrlich bekannten, welche offenen Fragen einer Diskussion harren. Diese Eckpunkte enthielten in Verbindung mit den Wahlprogrammen ausreichend Anhaltspunkte für eine inhaltliche Profilierung der LINKEN in den politischen Auseinandersetzungen der vergangenen zwei Jahre. Damit war auch die Basis für die erfolgreichen Wahlkämpfe gelegt. Aber der vom Parteivorstand berufenen Programmkommission gelang es nicht, wie angekündigt bis Mitte 2008 einen Programmentwurf zur Diskussion vorzulegen.

I. Überfällige Programmdebatte umgehend beginnen
Obwohl die Außenwirkung von Programmtexten begrenzt ist, bleiben nicht zu unterschätzende profilierende Effekte auch für die Öffentlichkeit. Relevanter noch ist ein Programm für die Identität einer Partei, für die Bindungskraft bei ihren Mitgliedern. Beides, die Werteorientierung nach innen und die Profilierung nach außen, ist in einer Zeit des scheinbar ungebremsten Pragmatismus von hoher Bedeutung für DIE LINKE.

Das Forum demokratischer Sozialismus widerspricht daher der Position, es sei ausreichend, aus den Wahlprogrammen für die Bundestagswahl und die Europawahl ein Parteiprogramm herzuleiten.

Was ist das langfristige Ziel der LINKEN? Was ist ihre Werteorientierung und welches Politikverständnis liegt dem politischen Handeln zur Durchsetzung eigener Ziele zugrunde? Welchen Nutzwert kann diese LINKE für die Wählerinnen und Wähler in den nächsten zwanzig Jahren darstellen? Eine programmatische Klärung dieser Fragen erwarten die Mitglieder unserer Partei und erwartet auch eine interessierte Öffentlichkeit. Dieser Erwartung muss nun entsprochen werden. Mit diesem Beschluss fordern wir den sofortigen Beginn der überfälligen Programmdiskussion mit dem Ziel, 2011 auf dem Bundesparteitag ein Programm zu beschließen.

II. Transparenter Diskurs statt Formelkompromisse
Wir regen an, die Debatte als intensiven Diskussionsprozess zu gestalten, weil uns mehr noch als der Beschluss eines Programms die Programmdebatte selbst voranbringt und Wirkung erzielt.

Der Parteivorstand muss erkennbar die Führung der Programmdebatte übernehmen. Die Programmkommission muss transparenter als bisher arbeiten. Sie sollte in enger Abstimmung mit dem Parteivorstand thematische Arbeitsgruppen bilden, die den Stand der gesellschaftlichen, linken und internationalen Debatte darstellen, die derzeitige Positionierung der LINKEN sichtbar machen und kontroverse Standpunkte einschließlich ihrer Begründung darstellen.Vor allem ist es wichtig, in Form öffentlicher Tagungen (z.B. in Form von Programmkonventen) die Basis der Partei an der Entwicklung der Programmatik und an der Diskussion offener Fragen in einem demokratischen Prozess zu beteiligen. Auf dieser Grundlage sollte eine Redaktionsgruppe einen Programmentwurf erstellen, in dem offene Fragen weiter kenntlich sind. Dieser sollte durch die Partei intensiv debattiert werden und nach Überarbeitung durch den Parteivorstand zu einem Leitantrag für den Programmparteitag entwickelt werden.

Durch diesen Weg soll eine längere, tiefgründige und breite Parteidebatte, eine Berücksichtigung der gesellschaftlichen Diskurse sowie eine möglichst transparente Streitform ermöglicht werden. Das heißt auch, dass nicht zu früh Kompromisse in Kommissionen noch bestehende Dissense verdecken.

III. Erfahrungen nutzen – Perspektiven weiterentwickeln
Wir fangen nicht beim Punkt Null an. Mit den programmatischen Eckpunkten der LINKEN, dem Chemnitzer Programm der PDS und dem WASG-Gründungsprogramm sowie mit weiteren Diskussionsbeiträgen ist eine erste inhaltliche Substanz gegeben. Vor diesem Hintergrund bekräftigen wir auch den Vorschlag des Forums demokratischer Sozialismus vom 19. April 2008 „Freiheit und Sozialismus“ zur Programmdebatte.

Darüber hinaus wollen wir unser Wissen aus der politischen Praxis in den Landesverbänden in Ost, West, Nord und Süd, in den früheren PDS- und WASG-Gliederungen, in der parlamentarischen und außerparlamentarischen Arbeit, in der Opposition und den Regierungen sowie aus der kommunalpolitischen Verankerung in die programmatische Debatte einbringen. Gerade die Erfahrungen aus Sachsen-Anhalt mit Jahren der Tolerierung einer Minderheitsregierung, aus Mecklenburg-Vorpommern und Berlin mit bereits zwei Legislaturperioden Regierungspolitik zeigen das Spannungsfeld zwischen Programmatik und der Nutzung politischer Handlungsoptionen. Wir finden: Weder sollte ein Grundsatzprogramm an Regierungsnotwendigkeiten angepasst werden noch darf es die Regierungsarbeit als politische Handlungsoption faktisch ausschließen. Dazu ist es notwendig, die Ebenen und die unterschiedlichen Reichweiten der verschiedenen Dokumente auseinander zu halten.

Das Forum demokratischer Sozialismus begrüßt daher den Eintritt der LINKEN in die Landesregierung Brandenburgs. Im Gründungsland der ostdeutschen Sozialdemokratie wird sich zeigen, wie das sensible Verhältnis von Sozialdemokraten und Sozialisten gestaltet wird. Dies, aber auch die Umsetzung linker Regierungspolitik, wie z.B. die Verabschiedung eines Vergabegesetzes, das öffentliche Aufträge an Dumpinglohnzahler ausschließt, und die Einführung eines öffentlich-geförderten Beschäftigungssektors als Alternative zu Ein-Euro-Jobs werden auch für die Gestaltung des rot-roten Verhältnisses in westlichen Bundesländern interessant sein. Das Forum demokratischer Sozialismus unterstützt das Ziel der LINKEN in Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern, in diesen Ländern rot-rote Regierungen anzuführen und das Ziel der LINKEN in Nordrhein-Westfalen mit einer starken Fraktion in den Landtag einzuziehen. Mit letzterem wird die Möglichkeit eröffnet, einen Beitrag für die Ablösung der CDU-geführten Landesregierung zu leisten.

Dies alles können Beispiele sein, die helfen würden, mitte-links-Mehrheiten auch auf der Bundesebene als Alternative zur schwarz-gelben Bundesregierung zur Wahl zu stellen. Dazu erachten wir es weiterhin als notwendig, den Dialog mit Sozialdemokraten und auch mit Grünen zu führen. Sicher: Wir sind enttäuscht von den Entscheidungen der SPD in Thüringen und Bündnis 90 / Die Grünen im Saarland. Daraus kann aber aus unserer Sicht nicht folgen, SPD und auch nicht Bündnis 90 / Die Grünen aus der mitte-linken Perspektive zu entlassen. Gerade an der grünen Basis gibt es Anknüpfungspunkte für eine soziale und nachhaltige Modernisierung der Gesellschaft, die unsere linken Positionen in einem rot-rot-grünen Bündnis unterstützen könnten.

IV. Demokratischer Sozialismus als programmatisch-strategische Grundidee
Für uns ist der Begriff des demokratischen Sozialismus von zentraler Bedeutung. Er ist für die Identität der Mitglieder und das Profil der LINKEN bei Wählerinnen und Wählern und in der breiteren Öffentlichkeit unverzichtbar. Er macht unsere Partei deutlich unterscheidbar zu anderen Parteien im mitte-linken Spektrum und ist auch eine Antwort auf manche Parteivereinigungsphantasien. Dabei sollten die mittelfristig erreichbaren Wege und Ziele im Mittelpunkt stehen. Wir wollen einen Prozess umfassender Demokratisierung hin zu einer Gesellschaft, in der nicht mehr der Profit dominiert, sondern die freie Entwicklung aller gesichert ist. Dogmatische Einengungen sollten vermieden werden. Das verlangt auch eine klare Absage an den „Realsozialismus“ der Vergangenheit.

Damit sind wir für alle Menschen offen, die, unabhängig von ihrer Herkunft und Lebenslage, unsere demokratisch-sozialistische Werteorientierung teilen.

Dem Programm sollte eine programmatisch-strategische Grundidee zugrunde gelegt werden, die entfaltet wird. Ein Text, der sich auf mehr oder weniger zusammenhanglose Forderungen konzentriert, wäre zu wenig. Es geht um Gesellschafts- und Menschenbilder für linke Politik. Und es geht um ein schlüssiges Konzept, das der gegenwärtigen Gesellschaftsentwicklung entgegengesetzt werden kann. Ausgangspunkt unserer Programmatik sind die gegenwärtige gesellschaftliche Situation und die damit verbundenen Nöte und Sorgen der Menschen. Der Kerngedanke könnte beim notwendigen sozial-ökologischen Umbau der Gesellschaft liegen.

Dass linke Politik nicht an den Grenzen von Nationalstaaten halt macht, sollte auch in der Programmdiskussion deutlich werden. Wir wollen, dass das proeuropäische Bekenntnis unserer Partei mit Inhalten gefüllt wird. Gerade weil wir Kritik an den Institutionen der Europäischen Union haben, wie sie jetzt sind, ziehen wir uns nicht auf die nationale Ebene zurück, sondern wollen die EU demokratischer, friedlicher und sozialer gestalten. Und auch wenn wir ihn abgelehnt haben - dafür ist nun der Vertrag von Lissabon der Ausgangspunkt. Nutzen wir alle Handlungsmöglichkeiten und verändern wir Europa!

Schließlich muss mit Blick auf die Globalisierungsprozesse diese Sicht auch international erweitert werden. Sozialistische Programmatik setzt auf eine friedliche, am Völkerrecht orientierte Außenpolitik, die vorhandene Institutionen und Organisationen nicht negiert, sondern demokratisieren will und sich vor der Frage, wie und mit wem das gelingt, nicht drückt.

Das Forum demokratischer Sozialismus wird sich mit eigenen inhaltlichen Beiträgen und Veranstaltungsangeboten an der programmatischen Debatte beteiligen. Der offene Charakter unseres Zusammenschlusses, unser Demokratieverständnis und die pluralistische Sicht auf die neue LINKE werden Grundlage für unsere Streitkultur auch bei großen Differenzen sein. Nur gemeinsam wird die LINKE in ihrer Breite weiter erfolgreich sein. Wir sind überzeugt, das Programm wird diesen gemeinsamen Nenner darstellen, die Identität und Erkennbarkeit der Partei stärken. Entscheidend für uns bleibt die reale Veränderung der Gesellschaft als Maßstab für das politische Handeln unserer Partei, die sich in der parlamentarischen Demokratie dem Wettbewerb der Ideen stellt und um gesellschaftliche Mehrheiten ringt.
„Abgesehn davon ist es meine Pflicht, ein nach meiner Überzeugung durchaus verwerfliches und die Partei demoralisierendes Programm auch nicht durch diplomatisches Stillschweigen anzuerkennen. Jeder Schritt wirklicher Bewegung ist wichtiger als ein Dutzend Programme. Konnte man also nicht – und die Zeitumstände ließen das nicht zu – über das Eisenacher Programm hinausgehn, so hätte man einfach eine Übereinkunft für Aktionen gegen den gemeinsamen Feind abschließen sollen. Macht man aber Prinzipienprogramme (statt diese bis zur Zeit aufzuschieben, wo dergleichen durch längere gemeinsame Tätigkeit vorbereitet war), so errichtet man vor aller Welt Marksteine, an denen sie die Höhe der Parteibewegung mißt.“ 
Karl Marx, Brief an Wilhelm Bracke zur Kritik des Gothaer Programms. Mai 1875
